
 

 

 

NR. 28 MAI 2018    Einleitung 

Das Milizenkartell von Tripolis 
Oberflächliche Stabilisierung birgt die Gefahr neuer Konflikte 
Wolfram Lacher 

Im März 2016 traf die Einheitsregierung (GNA) in Tripolis ein. Seitdem hat eine 
Handvoll lokaler Milizen einen Großteil der libyschen Hauptstadt unter ihre Kon-
trolle gebracht. Nominell sind diese Gruppen regierungstreu, tatsächlich aber 
haben sie sich die Regierung untertan gemacht. Dabei wandelten sie sich zu krimi-
nellen Netzwerken, die in Politik, Wirtschaft und Verwaltung operieren. Die Plün-
derung staatlicher Ressourcen – ein Wesensmerkmal der politischen Ökonomie 
Libyens – kommt nun einem engeren Kreis von Personen zugute als zuvor. Akteure, 
die von diesem Kartell ausgeschlossen sind, bilden Allianzen, um die Kräfteverhält-
nisse in Tripolis gewaltsam zu verändern. Neue Sicherheitsarrangements für die 
Hauptstadt sind dringend nötig, um neue Konflikte abzuwenden und den Boden 
für eine politische Lösung zu bereiten. 
 
Im März 2016, drei Monate nach Unterzeich-
nung des Libyschen Politischen Abkommens 
(LPA), traf der Präsidialrat der GNA in Tripo-
lis ein. Seine Unterstützer – die Vereinten 
Nationen (VN) und westliche Regierungen 
– hatten den Rat ermutigt, schnell nach 
Tripolis zu ziehen, obwohl er keine regu-
lären Sicherheitskräfte in der Hauptstadt 
befehligte. Stattdessen verließ sich der Rat 
auf einige bewaffnete Gruppen aus Tripolis 
und Misrata. Diese umstrittene Entschei-
dung trug zum Scheitern des LPA bei. Zwei 
Ratsmitglieder, die zuvor schon die Sitzun-
gen des Gremiums boykottiert hatten, schlos-
sen sich dem Rat in Tripolis nicht wieder an. 

Im Jahr nach der Ankunft des Präsidial-
rats übernahm eine Handvoll bewaffneter 
Gruppen, die den Rat unterstützten, einen 

Großteil der Hauptstadt und verdrängte nach 
und nach ihre Rivalen. Seitdem haben diese 
Gruppen einen beispiellosen Einfluss auf 
staatliche Institutionen in Tripolis erlangt. 
Die vier größten sind die Tripoli Revolutio-
naries Brigade unter Haitham al-Tajuri; die 
Nawasi-Brigade, deren Führer der Qaddur-
Familie angehören; die Special Deterrence 
Force (SDF) von Abderrauf Kara und Ein-
heiten in Abu Slim unter Führung von 
Abdelghani al-Kikli. 

Aus einem Flickenteppich unzähliger 
bewaffneter Gruppen hat sich in Tripolis 
ein Oligopol großer Milizen entwickelt, was 
die Sicherheit für den Durchschnittsbürger 
erheblich verbessert hat. Die VN und west-
liche Botschaften, die die aggressive Expan-
sion der Pro-GNA-Milizen stillschweigend 
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unterstützten, bekunden ihr Vertrauen in 
den Status quo, indem sie sich nach und 
nach wieder in Tripolis niederlassen. Doch 
das Milizenkartell droht die Bemühungen 
der VN um eine tragfähige politische 
Lösung zu vereiteln und einen neuen Kon-
flikt um die Hauptstadt herbeizuführen. 

Der Aufstieg des Kartells 

Bevor der Präsidialrat nach Tripolis zog, 
hatten ihm dort nur wenige bewaffnete 
Gruppen ihre Unterstützung zugesichert. 
Diejenigen Gruppen, die die Überreste des 
2012 gewählten Allgemeinen National-
kongresses und der mit ihm assoziierten 
Regierung unterstützten, wiesen den Prä-
sidialrat zurück, da er ihnen vom Ausland 
diktiert worden sei. Die großen bewaffne-
ten Gruppen aus Misrata mit Präsenz in 
Tripolis standen dem Rat im Gefolge der 
politischen Führer ihrer Stadt teils loyal, 
teils aber auch ablehnend gegenüber. 
Haitham al-Tajuri – dessen Gruppe damals 
nur eine von vielen in der Hauptstadt war, 
sich inzwischen aber zur größten Miliz in 
Tripolis entwickelt hat – mobilisierte 
öffentlich gegen den Rat, nur zwei Wochen 
vor dessen Ankunft. Viele andere Milizen 
hielten sich ihre Optionen offen. 

Die Ankunft des Rats zwang die bewaff-
neten Gruppen in der Hauptstadt, Partei 
zu ergreifen. Auf welche Seite sich eine 
Gruppe schlug, war nicht immer eine Frage 
ihrer politischen Überzeugungen. Vor dem 
Umzug hatte sich der Rat vor allem darum 
bemüht, die Unterstützung der Nawasi-
Brigade und der SDF zu gewinnen. Beide 
stammten aus dem Bezirk Suq al-Jum’a und 
kontrollierten das Gebiet um die Marine-
basis, in der sich der Rat niederließ. Die SDF 
kontrollierte auch den einzigen funktionie-
renden Flughafen der Hauptstadt. Tajuris 
Gruppe schloss sich den Anhängern des 
Rats in der Nacht von dessen Ankunft an; 
wenig später folgte die Miliz von Abdel-
ghani al-Kikli im Bezirk Abu Slim. Alle vier 
Gruppen rivalisierten mit anderen lokalen 
Milizen um Territorium; ihre Rivalen fan-
den sich zwangsläufig im gegnerischen 

Lager wieder. Der Rat geriet rasch unter den 
Einfluss der Milizen, die ihn schützten, und 
bemühte sich kaum um Kontakte mit ihren 
Widersachern. 

Nun begannen die vier Milizen zu expan-
dieren. Bis März 2017 hatten sie den Groß-
teil des Stadtzentrums übernommen; im 
Mai 2017 vertrieben sie ihre letzten Gegner 
aus dem Süden der Hauptstadt. Nur im öst-
lichen Bezirk Tajura leisteten lokale bewaff-
nete Gruppen noch hartnäckig Widerstand. 

Die VN-Unterstützungsmission in Libyen 
(UNSMIL) sah der Ausbreitung der Milizen 
wohlwollend zu und beriet GNA-Funktio-
näre, die diese Expansion unterstützten. 
Dabei hegten sie die Erwartung, dass der 
Rat nach und nach eine eigene Präsidial-
garde aufbauen würde, um sich zu schüt-
zen. Doch im Zuge der raschen Expansion 
der vier großen Milizen konnte die Präsi-
dialgarde keine nennenswerte Rolle spielen. 

Finanzielle Basen der Expansion 

Was befähigte die vier bewaffneten Gruppen 
dazu, binnen eines Jahres einen Großteil 
von Tripolis zu übernehmen? Die staatlichen 
Budgets, die ihnen zur Verfügung standen, 
bieten keine ausreichende Antwort. Wie die 
meisten bewaffneten Gruppen in Libyen 
waren und sind die vier Milizen formal Teil 
der staatlichen Sicherheitskräfte. Die Grup-
pen Tajuris, Kiklis und der Qaddurs sind 
alle Teil der »Behörde für zentrale Sicher-
heit«, die ihre Löhne und Betriebskosten 
zahlt. Doch die Blütezeit der aus staatlichen 
Mitteln gespeisten Milizenwirtschaft war 
2012/13. Die Budgets für Milizen schrumpf-
ten nach dem Ausbruch des Bürgerkriegs 
Mitte 2014, der zur Spaltung der staatlichen 
Institutionen führte. Dies änderte sich auch 
mit der Bildung der GNA nicht. Die Zentral-
bank gewährte dem Rat zunächst nur einen 
begrenzten Zugang zu Finanzen. 

Die finanzielle Basis für die Expansion 
bildeten stattdessen Einnahmequellen, die 
bewaffnete Gruppen ab 2015 in Reaktion 
auf schwindende staatliche Gelder erschlos-
sen. Ein Effekt schrumpfender Budgets war 
ein starker Anstieg der Entführungen in Tri-
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polis in den Jahren 2015 und 2016. In die-
ser Zeit kam es auch vermehrt zur Erhe-
bung von Schutzgeldern, etwa durch die 
Besteuerung von Märkten. 

Zudem nutzten die Milizen die Chancen, 
die ihnen die sich verschärfende Wirt-
schaftskrise in Libyen bot. Dies war insofern 
folgenschwer, als sie allmählich begannen, 
die finanzielle Infrastruktur zu infiltrieren. 
Seit 2013 brach die Ölförderung zusammen, 
seit Mitte 2014 spalteten sich staatliche 
Institutionen, was ab Ende 2014 das Ver-
trauen in den libyschen Dinar zusehends 
untergrub. Die Kluft zwischen dem offiziel-
len und dem Schwarzmarkt-Wechselkurs 
wurde größer und ermöglichte denjenigen 
steigende Gewinne, die Devisen zum offi-
ziellen Kurs kaufen konnten. In der Folge 
begannen bewaffnete Gruppen in Tripolis 
damit, Bankfilialen zu »schützen«, um 
privilegierten Zugang zu Devisen zu erhal-
ten. Die gängigste Methode bestand darin, 
sich Akkreditive (letters of credit, LCs) zu 
beschaffen, die für Warenimporte Devisen 
zum offiziellen Kurs bereitstellen, anschlie-
ßend weniger als den deklarierten Betrag 
einzuführen und die Devisen auf dem 
Schwarzmarkt umzutauschen. Milizen-
führer erpressten Filialleiter oder gewannen 
sie als Komplizen, um an LCs für Front-
firmen zu gelangen. 

Da bewaffnete Gruppe zunehmend an 
Einfluss in Banken gewannen, nahm das 
Vertrauen in das Bankensystem weiter ab. 
So verbreiteten sich etwa Gerüchte, dass 
Bankangestellte mit Entführungsbanden 
zusammenarbeiteten. Der Betrug mit dem 
offiziellen Kurs veranlasste die Behörden, 
den Zugang zu Devisen zu beschränken. 
Geschäftsleute hoben daraufhin ihre Ein-
lagen ab und beschafften sich Devisen auf 
dem Schwarzmarkt. Der sinkende Wech-
selkurs heizte die Inflation an. Resultat all 
dieser Entwicklungen war Bargeldknapp-
heit. Seit Anfang 2016 sind lange Warte-
schlangen vor Banken in Tripolis an der 
Tagesordnung. 

Die Liquiditätskrise bot bewaffneten Grup-
pen weitere Möglichkeiten. Sie waren in der 
vorteilhaften Position, ihre Gehälter in bar 
abheben zu können, sobald die Banknoten 

in einer Filiale eintrafen. Milizenführer bau-
ten eine Gefolgschaft auf, indem sie Zugang 
zu Bargeld eröffneten, und erzielten Gewin-
ne, indem sie gegen einen Abschlag Schecks 
von Bankkunden kauften, die sie dann zu 
ihrem Nennwert in Bargeld eintauschten. 
Zudem erhielten die Milizen neben ihren 
staatlichen Gehältern Zahlungen für den 
Schutz der Banken. Bezahlter Schutz wurde 
auch bei allen großen staatlichen Unter-
nehmen und Bürogebäuden zur Regel. 

Im Rahmen des Wandels, den die finan-
zielle Basis der Milizen durchlief, wuchs 
ihren Konkurrenzkämpfen in Tripolis eine 
wirtschaftliche Dimension zu. Ihre Expan-
sion trug sich insofern selbst, als neue 
Gebiete neue Einkommensquellen boten. 

Von der Miliz zur Mafia 

Während der Amtszeit des Präsidialrats 
hat sich das Milizenoligopol in Tripolis zu 
einem Kartell entwickelt. Die Milizen sind 
nicht mehr nur einfach bewaffnete Grup-
pen, die ihren Einfluss vor allem durch 
Gewalt ausüben. Sie sind zu Netzwerken 
herangewachsen, die in Politik, Wirtschaft 
und Verwaltung operieren. 

Der Betrug mit LCs war ein wesentlicher 
Treiber dieser Entwicklung. Geschäftsleute 
assoziierten sich mit Milizenführern, um 
vom LC-Betrug zu profitieren, und investier-
ten einen Teil ihrer Gewinne in jene bewaff-
nete Gruppe, mit der sie sich verbündet 
hatten. Das LC-Geschäft wurde schwieriger, 
da das Wirtschaftsministerium einen Aus-
schuss für LC-Verfahren einrichtete, die 
Zentralbank die Aufsicht verschärfte und 
der Rechnungshof eine wachsende Anzahl 
genehmigter LCs suspendierte. LC-Betrüger 
waren nun auf Möglichkeiten angewiesen, 
Einfluss innerhalb dieser verschiedenen 
Institutionen sowie in den Bankfilialen und 
der Zollverwaltung zu nehmen. 

Im Interesse einer Fortsetzung ihrer ille-
galen Praktiken begannen die Führer der 
großen bewaffneten Gruppen damit, ihren 
Leuten Verwaltungspositionen zu verschaf-
fen. Seit Ende 2016 wurden Posten in Minis-
terien und Behörden meist unter ihrem 
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Druck besetzt. Dank ihrer Vertreter in der 
Verwaltung sind die mit den Milizen asso-
ziierten Netzwerke zunehmend in der Lage, 
über verschiedene Institutionen hinweg 
koordiniert zu agieren. Politikern, Milizen-
führern und Bürokraten in Tripolis zufolge 
sind Präsidialrat und GNA zu einer bloßen 
Fassade verkommen, hinter der die bewaff-
neten Gruppen und der mit ihnen assoziierte 
Klüngel das Sagen haben. Die überwiegende 
Mehrheit der neu ernannten Personen 
stammt aus Tripolis. Auf diese Weise wurde 
die Formel des geografischen Proporzes aus-
gehebelt, auf der die GNA beruhte. 

Aufgrund der Vorherrschaft des Milizen-
kartells über die Verwaltung kommt die 
Plünderung staatlicher Gelder nun einer 
Gruppe von Akteuren zugute, die kleiner 
ist als je zuvor seit 2011. Kein Wunder, 
dass dies für erhebliche Spannungen sorgt. 
Einige Milizen aus Misrata sind in Tripolis 
präsent und halten den dortigen Status quo 
mit aufrecht. Viele Politiker und bewaffnete 
Gruppen dieser Stadt sind aber zunehmend 
aufgebracht, weil das Tripolis-Kartell sie aus-
grenzt. In Zintan, das nach Misrata die zweit-
größten Streitkräftekontingente in West-
libyen beherbergt, verbindet sich solche Ver-
ärgerung mit dem lange gehegten Wunsch, 
in die Hauptstadt zurückzukehren; von 
dort wurden die Zintanis 2014 durch eine 
von Misrata angeführte Koalition vertrie-
ben. Eine Miliz aus Tarhuna erhebt eben-
falls Ansprüche auf die Hauptstadt. 

Seit Ende 2017 versuchen Akteure aus 
diesen drei Städten, ein Bündnis zu schlie-
ßen, um unter Einsatz von Gewalt in Tripo-
lis einzuziehen. UNSMIL hat zweimal ver-
hindert, dass es zu einer solchen Offensive 
kam. Aber je länger der Status quo in Tri-
polis andauert, desto wahrscheinlicher ist 
es, dass solche Kräfte einen neuen Konflikt 
um die Hauptstadt herbeiführen werden. 

Schlussfolgerungen 

Im vergangenen Jahr verbreiteten GNA-
Regierungsmitglieder und westliche Diplo-

maten den Eindruck, dass sich Tripolis 
stabilisiert. Aber der gegenwärtige Anschein 
von Stabilität ist trügerisch. Die Art und 
Weise, wie sie erreicht wurde, birgt die 
Gefahr neuer Konflikte. Zudem stellt die 
Infiltrierung der staatlichen Institutionen 
durch das Milizenkartell auch ein Hinder-
nis für eine künftige politische Regelung 
dar. Ein neues Abkommen über die Teilung 
der Macht oder deren Übergabe an gewählte 
Instanzen wird schwer zu erreichen sein, 
solange die Inhaber formeller Ämter 
wissen, dass die eigentlichen Entscheidun-
gen von den Milizen getroffen werden, die 
ihre Ministerien kontrollieren. 

Westliche Regierungen und die VN sind 
für die Lage in Tripolis mitverantwortlich. 
Sie unterstützten stillschweigend die Errich-
tung des Milizenoligopols in dem Irrglau-
ben, dass sich der GNA damit die Möglich-
keit bieten würde, ihre Autorität zu eta-
blieren. Eine Richtungskorrektur ist drin-
gend erforderlich. Die VN sollte zwischen 
den Akteuren vermitteln, die Ansprüche in 
der Hauptstadt geltend machen, und sollte 
versuchen, neue Sicherheitsarrangements 
auszuhandeln. Dies kann nicht warten, bis 
der politische Prozess Fortschritte macht; 
vielmehr sind neue Sicherheitsarrange-
ments eine Voraussetzung für solche Fort-
schritte. 

Einfache Konzepte für solche Arrange-
ments in Tripolis gibt es nicht. Reguläre 
Sicherheitskräfte können sich erst dann 
bilden und Verantwortung übernehmen, 
wenn eine nachhaltigere politische Eini-
gung erzielt worden ist. Die gegenwärtige 
politische Situation erlaubt nur Übergangs-
lösungen. Eine Möglichkeit wäre, an weni-
gen, strategisch wichtigen Punkten mehrere 
Einheiten gemeinsam zu stationieren oder 
rotieren zu lassen. Sollten sie sich als erfolg-
reich erweisen, könnten solche Arrange-
ments auf die gesamte Hauptstadt aus-
geweitet werden. Welche Formel auch 
immer gefunden wird: UNSMIL müsste 
vermutlich eine aktive Rolle bei der Kon-
trolle ihrer Umsetzung übernehmen. 

Wolfram Lacher ist Wissenschaftler in der Forschungsgruppe Naher/Mittlerer Osten und Afrika. 
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